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Auf ewig ungetheilt, 


hieß die Bedingung, unter welcher die Herzogthümer 
Schleswig⸗Holſtein ſich die Herrſchaft der Dänenkönige 
gefallen ließen. Und lange Zeit wurde dieſe Bedin⸗ 
gung von den Dänen treu erfüllt. Auch ſonſt war das 
däniſche Regiment nicht ſchlecht. An der Spitze des 
Königreiches ſtanden meiſt in den Herzogthümern geborene 
Deuiſche als Miniſter, die deutſche Sprache war die 
herrſchende, die Verwaltung der Herzogthümer war faſt 
ſelbſtändig und die Abgaben niedrig. 

Dies ſollte ſich mit einem Male ändern. Im Jahre 
1845 verfuchte es der drittletzte König von Dänemark 
zuerſt die Zuſammengehörigkeit und Selbſtändigkeit der 
Herzogthümer anzutaſten. Als dann ſpäter im Jahre 
1848 ſein Nachfolger die Regierungsgewalt einer ganz 
fanatiſch geſinnten, alles Deutſche haſſenden Partei über⸗ 
ließ, deren Streben dahin ging, Schleswig ganz däniſch 
zu machen, da erhoben ſich die Herzogthümer einmüthig 
und griffen zu den Waffen. Deutſchland und Preußen 
an ſeiner Spitze kamen ihnen zu Hülfe und vertrieben 
die 3 nach mehreren blutigen Schlachten aus dem 
Lande. 

Als es ſich jedoch herausſtellte, daß das deutſche Volk 
nicht im Stande war, die Freiheitsbewegung im Fluß 
zu erhalten, in allen deutſchen Staaten an Stelle der 
liberalen reaktionäre Regierungen getreten waren, da 
fm den letzteren an die Sache der Herzogthümer zur 
Laſt zu werden und namentlich das allmälich wieder er⸗ 
ſtarkte Oeſterreich verlangte gebieteriſch die Auslieferung 
der Herzogthümer an Dänemark, weil es nicht dulden 
wollte, daß Preußen einen vorwiegenden Einfluß in 
Norddeutſchland behielte. 

In Preußen regierte damals auch bereits das Mini⸗ 
ſterium Brandenburg, welches am 2. Juli 1850 mit 
Dänemark Frieden geſchloſſen und feine Armee aus 
Schleswig⸗Holſtein zurückgezogen hatte. Inzwiſchen war 
von den Herzogthümern ſelbſt unter Preußens Anleitung 
ein tüchtiges Heer geſchaffen worden, welches wohl im 
Stande war, die Dänen zu bekämpfen. Auch dies wollte 
Oeſterreich nicht dulden. In Deutſchland ſollte der alte 


Deutſche Bund und in Schleswig⸗Holſtein das däniſche 
Regiment wieder hergeſtellt werden. 

Der, nach dem inzwiſchen erfolgten Tode des Grafen 
Brandenburg, an die Spitze des Miniſteriunis getretene 
General von Radowitz trat dieſen von Oeſterreich drohend 
geſtellten Forderungen entgegen. Von beiden Seiten 
wurde gerüſtet; kurz vor Beginn der Feindſeligkeiten er⸗ 
hielt von Radowitz ſeine Entlaſſung und der an ſeine 
Stelle getretene Miniſter von Manteuffel ſchloß am 
20. November 1850 mit dem öſterreichiſchen Miniſter 
Fürſten Schwarzenberg die für Preußen ſo demüthigende 
Uebereinkunft von Olmüg. 

In Folge derſelben rückte im Februar 1851 eine 
ſtarke öſterreichiſche Armee in Holſtein ein, nachdem 
ihr preußiſche Pionire eine Brücke über die 
Elbe hatten ſchlagen müſſen. Das ſchleswig⸗ 
holſtein'ſche Heer wurde entwaffnet, und die Landes⸗ 
verſammlung, ſo wie die Statthalterſchaft aufgelöſt. 

Endlich wurde am 8. Mai 1852 durch das ſogenannte 
Londoner Protokoll die däniſche und ſchleswig⸗holſteiniſche 
Erbfolge geändert, und der gegenwärtige König von 
Dänemark mit Uebergehung von ſechs oder ſieben näher 
berechtigten Erben zum Kronprinzen von Dänemark und 
Erbprinzen von Schleswig⸗Holſtein ernannt. Dieſer 
Vertrag wurde von den Großmächten, Dänemark und 
Schweden geſchloſſen. Gültige Kraft konnte er natürlich 
nicht haben, denn die Vertragſchließer hatten nicht das 
geringſte Recht, über das Recht Dritter ohne deren Zu⸗ 
ſtimmung zu verfügen. Er zeigte ſich auch von Hauſe 
aus als unkräftig. Die däniſche Regierung war, wie 
wir neulich nachwieſen, außer Stande, das Erbfolgegeſetz, 
welches durch das Londoner Protokoll angeblich ſanktionirt 
war, in den Herzogthümern rechtsgültig zu publiziren. 
Außerdem verhinderte die an der Spitze der däniſchen 
Regierung ſtehende fanatiſche Partei die Erfüllung der 
Verſprechungen zu Gunſten der Herzogthümer, welche 
Preußen, Oeſterreich und der Deutſche Bund in dem 
Frieden von 1852 ausgemacht hatten. 

Von 1852 bis 1862, alſo zehn Jahre lang, wurden 
die Herzogthümer auf alle Weiſe gequält und gedrückt. 
Nichts deſto weniger gelang es den Dänen in keiner 


Weiſe, ihre oft aufgelöſten Ständeverſammlungen zur 
Anerkennung des däniſchen Thronfolgegeſetzes und zum 
Aufgeben ihres Rechtes auf ein gemeinſames Regiment 
zu bringen. 

Da die Dänen ſich an keinen der mit den anderen 
Mächten geſchloſſenen Verträge kehrten, jo hörte der 
Streit der deutſchen Regierungen mit dem Kopenhagener 
Kabinet nicht auf. Die hin⸗ und hergeſendeten De⸗ 
peſchen füllen ganze Bände; aber die Dänen kehrten ſich 
in ihrem Uebermuthe an gar nichts. 

Da ſtarb am 15. November 1863 unerwartet der 
König Friedrich VII. von Dänemark, der letzte zugleich 
in Dänemark und den Herzogthümern erbberechtigte 
Fürſt. Sein Nachfolger in Dänemark beſtieg den däniſchen 
Thron und genehmigte ſofort ein neues Verfaſſungs⸗ 
geſetz, wider Willen Bu die fein Schloß umlagernden 
Volksmaſſen dazu gezwungen, welches die Rechte der 
Herzogthümer und Deutſchlands auf das Schwerſte ver⸗ 
letzte. Die Grundlage des Londoner Protokolls, auf 
welches er ſich ftügte, waren nemlich die mit den deutſchen 
Mächten vorher geſchloſſenen Verträge. Dänemark hatte 
ſich nemlich in dieſen Verträgen verpflichtet: weder 
Schleswig in das däniſche Reich einzuverlei⸗ 
ben, noch die Rechte Holſteins und Lauenburgs 
zu ſchmälern. Durch die neue Verfaſſung, in welcher 
die Einverleibung Schleswigs ausgeſprochen war, war 
alſo dem Londoner Protokoll ſeine nothwendige und von 
ihm unzertrennliche Vorausſetzung entzogen. Der neue 
König von Dänemark hatte ſich alſo ſelbſt auch 
des letzten Scheines eines Anrechtes auf den 
Thron der Herzogthümer beraubt. 


Was in Folge dieſes Ereigniſſes eintrat, haben wir 
nicht erſt nöthig unſern Leſern in das Gedächtniß zu⸗ 
rückzurufen. 

Die preußiſche Regierung war moraliſch verpflichtet, 
ſich der Herzogthümer anzunehmen. Sie that es; aber 
leider nicht in der von allen Patrioten gewünſchten 
Weiſe. Statt mit der deutſchen Bewegung, ging ſie mit 
Oeſterreich in den Kampf und als der Krieg mit Dä⸗ 
nemark glücklich beendet war, da hatten die Herzogthü⸗ 
mer anſtatt eines zwei Herren. Ja ſogar noch einen 
Dritten, den Erbprinzen von Auguſtenburg, welchen ſie 
ſelbſt haben wollen. 


Daß ein ſolches Verhältniß auf die Dauer nicht 
haltbar ſein würde, ließ ſich leicht vorausſehen. Der 
eine Mitbeſitzer ging nach rechts, der andere nach links, 
und vor Kurzem ſah es gar jo aus, als ob der zwiſchen 
ihnen entbrannte Streit in einen Krieg ausarten werde. 
Schließlich iſt nun doch eine Einigung erfolgt. Eine 
Einigung, welche leider aber auch keine Dauer verſpricht, 
denn fie iſt eben keine endliche Abmachung, ſondern eine 
ſolche auf Zeit. Wie die ſchließliche ſtaatliche Geſtal⸗ 
tung der Herzogthümer werden ſoll, das liegt im dunk⸗ 
len Schoße der Zukunft. Eins aber iſt leider nur zu 
klar: Die Herzogthümer ſind getheilt. 

Wenn dieſe Theilung auch nur eine vorläufige iſt, 
ſo können wir uns doch denken, wie das Herz eines 


1 8 ſeiner Bewohner bei dieſem Worte ſchmerzhaft er⸗ 
zittert. 

„Zwanzig Jahre haben fie mit den Dänen gerungen, 
gekämpft und von ihnen das Schwerſte erduldet, um 
dieſe Theilung von ſich abzuhalten, und nun ſind es ihre 
i welche ſie doch dieſem Looſe unter⸗ 
warfen. 

Sind die Vortheile, welche unſere Regierung durch 
die Uebereinkunft mit Oeſterreich erlangt hat, wirklich 
ſo groß, daß es gerathen war, den Headgear die⸗ 
ſes Bitterſte anzuthun? 

Darüber wollen wir in der nächſten Woche reden. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die Uebereinkunft in Gaſtein iſt jetzt bereits 
von der geſammten Tagespreſſe erörtert und nach allen Seiten 
beleuchtet worden. Als das Aktenſtück in die Oeffentlichkeit 
trat, ertönten gleichzeitig in der Regierungspreſſe die Fanfaren 
im vollen Chor, und da zur ſelben Zeit in der unabhängigen 
öſterreichiſchen Preſſe, welche auf das neue Miniſterium Maj⸗ 
lath⸗Beleredi mit großem und gerechtem Mißtrauen blickt, 
förmliche Jereminaden laut wurden, hatte es für einen Augen⸗ 
blick wirklich den Anſchein, als ob die Uebereinkunft gleich⸗ 
bedeutend ſei mit einem glänzenden Sieg der preußiſchen 
Diplomatie. Aber auch nur für einen Augenblick! Als man 
ſich die einzelnen Artikel der Abmachung von Gaſtein näher 
beſah, mußte man unwillkürlich fragen: Iſt das ein Schritt 
zur Erfüllung der preußiſchen Februar⸗Forderungen, von wel- 
chen die Offiziöſen fort und fort behauptet hatten, daß nie⸗ 
mals auch nur ein Jota von denſelben nachgelaſſen werden 
dürfe? Welches ſind denn die großartigen Zugeſtändniſſe, die 
wir von Oeſterreich erlangt haben? Die Polizei und das 
Kommando über den Kieler Hafen, bis derſelbe — Bundes⸗ 

afen wird! Hr. v. Roon hatte aber in der Kammer er⸗ 
lärt: Preußen ſei „im Beſitz“ des Hafens und ſei entſchloſ⸗ 
fen, „im Befig“ deſſelben zu bleiben. Und das iſt etwas 
ang Anderes, als was jetzt in Gaſtein ſtipulirt wurde. Preu- 
155 hat ferner erlangt: das Mitbeſatzungsrecht in Rends⸗ 
burg, bis zur — bundesgemäßen Regelung der Be⸗ 
ſatzungsverhältniſſe. Preußen erhält ferner das Herzogthum 
Schleswig in proviſoriſchen Beſitz, muß dafür aber Holſtein, 
den Hauptſitz der angeblichen auguſtenburgiſchen „Neben ⸗ 
regierung“, an Oeſterreich abtreten, und zwar deshalb, damit 
(wie es in der Einleitung der Gaſteiner Uebereinkunft heißt) 
die bis jetzt dort vorgefallenen „Unzukömmlichkeiten“ vermieden 
werden. Preußen darf ferner eine Eiſenbahn von Lübeck über 
Kiel nach Schleswig, ſowie den Nordſeekanal bauen, ohne 
Anſpruch auf Hoheitsrechte betreffs der Bahn zu machen. Ez 
darf „Unterhandlungen 1 wegen Beitritts der Her⸗ 
zogthümer zum Zollverein; es bekommt zwei Etappenſtraßen; 
es erhält Einen Telegraphendraht zur Verbindung mit Kiel 
und Rendsburg und darf preußiſche Poſtwagen durch Holſtein 
gehen laſſen. Das find die großartigen Vortheile, die Preu 
ßen erreicht hat, und dabei haben offizizſe Blätter noch 
die Naivetät zu behaupten, der Entwurf zur Uebereinkunft 
ſei von Herrn v. Bismarck aufgeſetzt; ſie glauben damit 
nämlich unſerem Minifterpräfidenten ein Kompliment zu 
machen. (Wir ſchalten hier ein, daß das Gerücht, Herrn 
v. Bismarck ſei als Belohnung für ſeine Thätigkeit in den 
letzten Monaten der Grafentitel verliehen worden, noch keine 
Beſtätigung gefunden hat.) Da das Proviſorium doch nicht 
ewig (oder um einen welflſchen Ausdruck zu gebrauchen) „bis 
ans Ende aller Dinge“ dauern ſoll und kann, ſo werden 


alsbald oder in kurzer Zeit die Verhandlungen wegen des 
Definitivums een müſſen. Und da dürfte es ſich zeigen, 
aß alle jene verklauſulirten „Vortheile“ Preußens ebenſo 
viele Fallen und Schlingen find, die uns unſer lieber Alliir⸗ 
ter gelegt hat. Weiter: während wir bei den letzten Ver⸗ 
handlungen es nur mit Oeſterreich zu thun hatten und die 
mittelſtaatlichen Staatsmänner, ſoweit fie überhaupt in Be⸗ 
tracht kamen, ſozuſagen am Muſikantentiſche ſaßen, werden 
künftig die Herren v. Beuſt, v. d. Pfordten, v. Varnbüler, 
v. Dalwigk u. ſ. w. ein großes Wort mitzureden haben, denn 
— — wir haben uns ja wegen Kiel's und wegen Rends⸗ 
burg's verpflichtet, mit dem Bundestag zu unterhandeln. — 
Kurz und gut, wir fehen in der Gaſteiner Uebereinkunft 
nichts, was uns zum Jubeln veranlaſſen könnte. 

Komiſch erſcheint es uns nun, wenn wir hier und da 
leſen, daß Preußen ſeinerſeits auch Zugeſtändniſſe an 
Oeſterreich gemacht habe, — nämlich für die Vortheile, 
die Oeſterreich uns bewilligt hat. Und an der Spitze der 
angeblichen Zugeſtändniſſe in angeblichen geheimen Artikeln 
soll — das Aufgeben des Handelsvertrages mit 
Italien ſtehen. Wir glauben das nun und nimmermehr! Da 
denken wir doch immer noch zu gut von unſeren Staatsmännern 

Was mit Lauenburg geſchehen wird, iſt eine Frage, mit 
der ſich Viele beſchäftigen. Der Lauenburg betreffende Artikel 
der Gaſteiner Uebereinkunft hat in der franzöſiſchen und eng 
liſchen Prefie einen wahren Sturm hervorgerufen. Die 
dortigen Blätter (und auch die preußiſchen ſtimmen damit 
überein, wenn ſie ihre Anſichten auch in gemäßigterer Form 
ausſprechen müſſen) können es nicht begreifen, daß in der 
zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts über Land und 
Leute disponirt werde, ohne dieſe Leute um ihre Anſicht zu 
befragen. Bei den Annexionen in Italien und Frankreich, 
ferner bei der Umwälzung in Mexiko hat ſtets eine Volks⸗ 
abſtimmung ſtattgefunden, und es iſt gleichgültig, ob bei dieſen 
Abſtimmungen mitunter etwas Menſchliches paſſirt iſt. Die 
Leute konnten ſich doch wenigſtens einbilden, daß man ſie 
befragt habe. — Ob nun Lauenburg förmlich in Preußen 
einverleibt werden ſoll, ſcheint noch nicht ganz gewiß; man 
hört wenigſtens noch keine Silbe von einer nahen 1 
der Kammern, während die Verhältniſſe in Lauenburg do 
in kürzeſter Friſt geregelt werden müſſen. Eine Perfonal- 
Union mit Preußen (welche die Feudalen zu wünſchen ſcheinen, 
um dem neuerworbenen Ländchen feine urfeudale „Verfaſſung“ 
zu bewahren) ſcheint uns nicht recht wahrſcheinlich, ebenſo 
wenig eine ſelbſtſtändige Konſtituirung des Herzogthums unter 
dem Prinzen Friedrich Karl von Preußen. Der thatenluſtige 
Prinz, meinen wir, möchte ſich als Regent eines ſolchen Liliput⸗ 
Staates von noch nicht voll 50,000 „Seelen“ nicht ſehr be⸗ 
haglich fühlen. . 

Die von der Regierung berufene Kommiſſion zur Be⸗ 
rathung der Arbeiterfrage Hält fleißig Sitzungen. Daß etwas 
Rechtes dabei herauskommen werde, bezweifelt man mit Recht, 
namentlich ſeit man weiß, daß ein Theil der Mitglieder aus 
der Klaſſe der Arbeitnehmer aus den konſervativen Vereinen 
ihrer Heimathsorte ausgewählt worden iſt. Gleich der erſte 
Beſchluß der Kommiſſion, wonach die Aufhebung der Koalitond- 
beſchränkungen ohne alle Bedingungen mit 19 gegen 15 
Stimmen abgelehnt wurde, zeigte, was man zu erwarten hat. 
Das Abgeordnetenhaus, weiches doch ſchließlich die Entſcheidung 
trifft, bedarf folder Gutachten nicht. — Schulze⸗Delitzſch, 
den man zu dieſer Kommiſſton nicht eingeladen hat, feierte 
inzwiſchen glänzende Triumphe in Stettin, wo er dem 

„Vereinstag der deutſchen Genoſſenſchaften pr 
fidirte, und verweilt jetzt in Nürnberg als Mitglied des 
volkswirthſchaftlichen Kongreſſes. (Am erſten Tage, 


28. Auguſt, beſchloß dieſer Kongreß einſtimmig: „Der 
Kongreß empfiehlt den baldigſten Abſchluß eines Handels⸗ 
vertrages zwiſchen dem Königreich Italien und dem Zoll⸗ 
verein, durch welchen letzterer die Rechte der meiſtbegünſtigten 
Nationen auf den italieniſchen Markt erwirbt.) 

Der 56. Geburtstag unſeres Schulze-ODelitzſch wurde 
am 28. Auguſt von dem Berliner Arbeiterverein durch ein 
ſehr Schönes Feſt und auch von den Handwerkervereinen vieler 
anderer Städte gefeiert. 

Johann Jacoby hat am Sonnabend (26. Auguſt) ſeine 
ſechsmonatliche Haft in Königsberg angetreten. Zwei Tage 
darauf (28. Auguft) verließ Frentzel das Gefängniß in 
Gumbinnen nach verbüßter zweimonatlicher Haft. Beide 
Abgeordnete find bekanntlich wegen Majeſtätsbeleidigung ver⸗ 
urtheilt worden. Herrn Frentzel und feinem Kollegen 
Dr. Bender zu Ehren fand in Gumbinnen am 28. Abends 
ein geſelliges Feſt in der Bürgerreſſource ftatt. Am nächften 
Tage erſtatteten Beide ihren dortigen Wählern Bericht über 
ihre Thätigkeit während der letzten Kammerſeſſion. 


Der Mangel an Unteroffizieren in der preußiſchen Armee. 

Es tritt in unſerer Armee mit jedem Jahre fühlbarer ein 
Mangel an guten Unteroffizieren auf, wie fi dies in neueſter 
Zeit wiederum klar hat aus dem Umſtande erkennen laſ⸗ 
ſen, daß die Unterofftzierſchulen zu Potsdam und Jülich kei⸗ 
neswegs unter einem zu großen Andrange zu leiden haben, 
ſondern daß im Gegentheil ſelbſt nach der Zeit, welche als 
Schlußtermin für die Meldungen angeſetzt iſt, von Seiten 
der Landräthe in den Kreisblättern zum Eintritt in dieſe 
Schulen aufgefordert worden iſt. Was iſt der Grund dieſer 
Erſcheinung, wie kann man ihr abhelfen und wie ſucht man 
ihr abzuhelfen? 

Der Grund dieſer Erſcheinung iſt wohl Niemandem fremd, 
der aufmerkſam unjerer geſellſchaftlichen Entwickelung ſeit 
einer Reihe von Jahren gefolgt iſt. Was vor 50 Jahren 
vielleicht ſo manchem ein hohes gewinnenswerthes Ziel ſchien, 
nämlich die Ausſicht nach 12 Jahren angeftreugten Dienftes als 
Unteroffizier die Berechtigung zu einer Eiuilanſtellung zu erhal- 
ten, welche bei anſtrengendem Dienſte monatlich 15 bis 20 
Thaler einbrachte, das iſt heut zu Tage für tüchtige und 
brauchbare Menſchen keine Lockſpeiſe mehr. Erſtens ſind bei 
der eingetretenen Preisſteigerung aller Nahrungsmittel 15 
bis 20 Thaler kaum ausreichend für eine Familie, um auch 
nur auf die allerkümmerlichſte Weiſe ihr Leben zu friſten. 
Deßhalb wird in der Ausſicht auf ein ſolches Gehalt, ſelbſt 
wenn Jemand auf den Umſtand, dabei in den Staatsdienſt 
zu treten, ein beſonderes Gewicht legen ſollte, doch nur ſehr 
ſelten ein ſtrebſamer Menſch einen Anreiz ſehen, ſich dieſer 
Laufbahn zu widmen. Ja wir glauben ſogar, daß ſo Man⸗ 
cher, der Neigung hat zum Goldatenftande, und gern einige 
Jahre Unteroffizier fein würde, durch die Ausſicht zurückge⸗ 
ſchreckt wird, daß, nachdem er die Jahre, in welden der 
Menſch ſich gewöhnlich eine bürgerliche Stellung ſchafft, die 
ſeine Exiſtenz ſichert, dem Staate geopfert hat, ſeiner eine 
Zukunft wartet, deren Kümmerlichkeit er im Voraus genau 
berechnen kann. In unſern Zeiten kann ein fähiger und in⸗ 
telligenter Menſch, und nur ſolche kann man eigentlich zu 
Unteroffizieren brauchen, indem nach dem Urtheil aller Aa 
verſtändigen Militärs von der Tüchtigkeit der Unteroffiziere 
weſentlich die Tüchtigkeit der Armee abhängt, ſich mit Leid 
tigkeit in den Jahren, die er bei Einſchlagung der Militär⸗ 
Laufbahn als Unteroffizier dienen muß, eine Stellung ſchaf⸗ 
fen, welche ihn und ſeine Familie jeder materiellen Sorge 
weit beſſer enthebt, als jenes vorausſichtliche Gehalt von 15 
bis 20 Thaler. 


Was nun die durch den Eintritt in den Staatsdienſt ger 
währte Sicherheit für das Alter betrifft, ſo verringert ſich bei 
der immer wachſenden Betheiligung des Volkes an den Alterver⸗ 
ſorgungskaſſen, Lebensverſicherungen, Kranken- und Stecbekaſſen 
u. dgl. mehr die Bedeutſamkeit dieſes Umſtandes immer mehr 
und übt ſie deshalb bei weitem nicht mehr einen ſo großen 
Einfluß auf die Entſchließung der jungen Leute aus, als dies 
noch vor einem Menſchenalter der Fall war. So wäre es 
denn leicht erklärt, warum der Zudrang zu der Unteroffiziers⸗ 
Carriere ſeit den letzten Jahren abgenommen hat. Die ſtei⸗ 
genden Preiſe der Lebensmittel, ſowie die damit ziemlich 
ſchritthaltende Neigung des bürgerlichen Erwerbs laſſen die 
Ausſichten, welche dieſe Laufbahn eröffnet, nicht mehr ſo ver⸗ 
lockend erſcheinen, daß ſich mehr als vereinzelte Perſonen fin⸗ 
den, welche auf längere Dauer den Schritt aus dem bürger⸗ 
lichen Leben in das Militär zu“ thun n ſind. 

Da nun aber die Armee nothwendiger Weiſe Unteroffiziere 
braucht, ſo muß dieſem immer mehr hervortretenden Mangel 
abgeholfen werden und es fragt ſich nun: Wie iſt hier zu helfen? 

Die Antwort erſcheint einfach, und doch, wie viel hängt 
nicht an dieſer Antwort, welche gänzliche Umwandlung unſerer 
ſtaatlichen Verhältniſſe iſt nicht durch eine befriedigende 
Löfung dieſer Frage bedingt! 

Zuerſt und vor Allem, das liegt auf der Hand, muß 
die pekuniäre Stellung der Unteroffiziere ſelbſt 
verbeſſert werden, und dann müſſen ſie Ausſicht 
haben, daß ſie nach der Dienſtzeit Poſten bekom⸗ 
men, welche ihnen ein zum Lebensunterhalt für ſie 
und ihre Familie ausreichendes Gehalt bieten. 
Dazu wäre eine Erhöhung ſämmtlicher Subaltern- 
beamten⸗Beſoldungen im ganzen preußiſchen Staate 
nothwendig, und man wird ſich erinnern, mit welcher Ent⸗ 
ſchiedenheit eine ſolche Steigerung von der Volksvertretung bei 
Gelegenheit der diesjährigen Budgetberathung gefordert worden 
iſt. Die Regierung hat aber die vorhandenen Mittel für 
nicht ausreichend zu einem ſolchen Schritte erklärt, und ſo 
wird nun die Gehaltserhöhung für Subalternbeamte, welche 
mit jedem Jahre dringender erſcheint, noch auf ſich warten 
laſſen. In dieſem Punkte iſt alſo noch keine Ausſicht, daß 
einer der Gründe, welche den Mangel von Unteroffizieren 
herbeiführen, fortfallen wird. 

Kann aber auf dieſe Weiſe nicht ſchnell und durchgreifend 
geholfen werden, ſo muß man ſich nach einem andern Mittel 
umſehen, um einen großeren Zudrang von brauchbaren Leuten 
zu der Unteroffizierslaufbahn zu erzielen. Man würde dies, 
darüber find Alle einig, ſehr ſchnell erreichen, wenn man 
die Schranke aufhebt, welche die Unteroffiziere von 
den Offizieren trennt. Man gebe den Unteroffi- 
zieren das Avancement zum Offizier frei, und es 
wird ſich, davon darf man überzeugt ſein, kein 
Mangel an guten Unteroffizieren mehr zeigen. Wir 
wollen hier nicht auseinanderſetzen, welche Veränderung durch 
einen ſolchen Schritt nothwendiger Weiſe in dem Verhältniß 
zwiſchen Volk und Armee vorgehen müßte, und ebenſo wenig 
wollen wir die Verhältniſſe auseinanderſetzen, welche ſich jetzt 
noch einem ſolchen Schritt entgegenſetzen und die Vorurtheile, 
welche zu überwinden fein würden, damit endlich dieſer fo 
wiederholt geforderte und ſo nothwendige Schritt geſchehen 
kann. Wir wollen hier nur hervorheben, wie die Möglichkeit, 
ſich durch Avancement zum Offizier eine nach vielen Richtun⸗ 
gen hin für angenehmer geltende Stellung zu erwerben, für 
viele, ganz beſonders für ſolche, welche Vergnügen am Soldaten⸗ 
ſtande finden, ein lebhafter Sporn ſein wird, ſich dem Soldaten⸗ 


leben ganz zu widmen und die Unterofftzierskarriere einzu⸗ 
ſchlagen. Es wird, darüber kann heut zu Tage kein Zweifel 
mehr herrſchen, neben einer Verbeſſerung der Ausfichten für 
den ſpäteren Zivildienſt, vor Allem nothwendig 11 den 
Unteroffizieren die Möglichkeit zu eröffnen, in der Soldaten ⸗ 
laufbahn ſelbſt eine höhere Stellung zu erwerben, damit ſich 
fähige und zu Unteroffizieren brauchbare Leute finden, welche 
dieſe Laufbahn einſchlagen. 

So wären alſo die Mittel gegeben, dem Mangel an Un⸗ 
terofſizieren abzuhelfen, aber vergebens ſuchten wir nach einem 
Anzeichen, welches die baldige Anwendung dieſer Mittel ver⸗ 
kündigt. Eine Verbeſſerung des Gehaltes der Subaltern⸗ 
Beamten iſt für's Erſte 15 nicht zu erwarten, und auf eine 
vollſtändige Freigebung des Avancements zum Offizier dürfen 
wir auch noch nicht rechnen, nur über die Nothwendigkeit 
einer Vermehrung des Soldes der Unteroffiziere herrſcht keine 
verſchiedene Anſicht. Dieſe allein kann aber nicht aus⸗ 
reichen, und es fragt ſich nun, welche Mittel die Regierung 
anwendet, um dem 55 fühlbaren Mangel an Unteroffizieren 
abzuhelfen? Sie hilft ſich in dieſem Falle, und es iſt dies 
zur Entſcheidung der Frage über die Nothwendigkeit oder 
en e der dreijährigen Dienſtzeit ein ſehr zu beach⸗ 
tendes Faktum, damit, daß fie die im dritten Jahre bei der Fahne 
befindlichen Soldaten theilweiſe als Unteroffiziere verwendet. 

Dieſes Mittel, über deſſen praktiſchen Werth wir ſogleich 
ſprechen wollen, iſt ein günſtiger Beleg dafür, daß die zwei⸗ 
jqährige Dienſtzeit ausreicht, denn indem die Regierung Sol⸗ 
daten, welche erſt zwei Jahre bei den Fahnen geſtanden haben, 
zu Unteroffizieren ernennt, erkennt fie an, daß dieſelben voll 
ſtändig ausgebildet ſind, alſo eigentlich ganz gut entlaſſen 
werden fönnten. Würde man nun nicht vielleicht mehr er⸗ 
reichen, wenn man wieder die zweijährige Dienſtzeit einführte 
und, ſtatt die Leute im dritten Jahre als Unteroffiziere zu 
verwenden, lieber das erſparte Geld auf eine Verbeſſerung 
der Befoldung der Subalternbeamten verwendete und dadurch 
die Ausfichten der Unteroffiziere für die Zukunft verbeſſerte? 
Daran ſcheint man aber nicht zu denken und man hat nun 
bei der jetzigen Methode den Nachtheil, daß man größtentheilt 
nur Unteroffiziere erhält, welche nicht auf lange Zeit ſich dieſer 
Laufbahn widmen. Grade ſolche alte langgediente Unter- 
offiziere hält man aber für die Armee für nothwendig und dem 
Mangel an dieſen wird durch das jetzt angewendete Auskunfts⸗ 
mittel nicht abgeholfen. Um nun dieſes Ziel zu erreichen, 
ohne die von uns vorgeſchlagenen Mittel anzuwenden, wird 
von fo manchen Seiten der Wunſch laut, man folle das 
Stellvertretungsſyſtem einführen. Dadurch würde man 
allerdings wahrſcheinlich ſehr bald eine Anzahl von ſogenann 
ten Berufsſoldaten erhalten, unter welchen ſich wahtſcheinlich 
auch ſehr vortreffliche Unteroffiziere finden würden, aber wir 
denken, das preußiſche Volk hat den Werth der 
allgemeinen Dienſtpflicht genügend erkannt, um 
jeden Verſuch, das Loskauf- und Stellenvertreter⸗ 
Syſtem einzuführen, energiſch zurückzuweiſen. Es 
bleibt, um für alle Zeiten einem Mangel an guten Unter⸗ 
offigieren in einer Armee wie die unſere ift, und bei den Er⸗ 
werbsverhältniſſen die jetzt herrſchen, vorzubaugen, nichts an⸗ 
deres übrig, als das von uns angegebene Mittel, nämlich Auf. 
hebung der Schranke zwiſchen dem Unteroffizierſtand und dem 
Offizierſtand. , 

Man mag ſich gegen die Anwendung dieſes Mittels 
ſträuben, fo viel man will, die Nothwendigkeit wird zu dieſem 
Schritte zwingen und wir wollen nur wünſchen, daß nicht 
unter dem Zögern die Kriegstüchtigkeit unſrer Armee leidet. 
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